
275 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates (V. G.F .). 

Bericht 
des Justizausschusses 

über die Regierungsvorlage (258 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über die Wiederher­

. stellung des österreichischen T estaments­
rechtes. 

. 'Bereits vor Einbi-in'g't·ng dieser Regierung·s­
vo.dage wurde dem Ju sciljaus schuß ein Ent­
schli,eßungslantrag der A'bgooJ.1dneten W ö 1 f 1 e r, 
Dr. Sche!H, Dr. Stemlbe-r'ger, Kristo­
fic·s-Binlder, !G,assner, Kummer, 
Dr. G s c h n i tZ ·e rund rng. K 00 t t u J ~ n s ik y 
:zmgewiesen, i,n dem Idie ~UIl!desr'egi,erung aufge­
fordert wUJ.1de, dem Hohen Bauls einen Gesetz­
entwuJ.1f vorzulegen, '.worin .das :be;;t.ehende Gesetz 
für die Errichtqng 'V10n Testamenten ,'albgeändert . 
wird. . 

Die Regi!erung hatindanlkenswener Weise 
,diesem Wunsch &echnullig getragen., bevor· es 
noOch zur Beschlußf,assung ül'ber den ,erwähnten 
Antrag Ikam. 

Es Ihat sich in der Ietztlen Zeit ergeIben, daß 
dem Iderzeit in 'Österreich ,~n Geltung 5tehenden 
Testamentsrecht 'verschiedene M'ängel anhaften, 
Mit Kundmachung des Reichsstatfualrers rn 
österreich ist das GesetlZ über ,di,e Errichtung von 
Test,amemen und Erbverträgen VoOm 31. Juli 1938 
lauch für Österreich Willki>am geworden. !In 
die",em T,,~t,amen:tsges,etz sind ,aIs sogeniannte 
ol1denoliche Testamentsf.ormen ,drei Typen vor­
Igesehen: 1. das T,est,ament vor ein~ Richter, 

':2. das Test,ament vor ,einem N.o1lar IUnd 3. eiri·e 
v.om Et'blasser eigenhän'dig ,geschriebene und 
,unterschriebene ~etzuw~llig.e Erklärung. 

. iDas Geseoz sieht weiters ,ein Nottes1lament v.or 
Idem Bürg,ermei5t.er v.or, das ,aher einen gewi'ssen 
Nots1land zur VoraUissetzungh,at, nämlich 'die 
begründet,e !Besorgni'S, ·daß ,die Errichtungeineis 
Testamentes v.or' einem Richter oder v.or einem 
Notar nicht mehr. möglich ist; flerner n.och ein 
NottestJament in besondel"en Fällen, wenn auch 
e~n ~ürgermelstertes.1lament nicht mehr möglich 
ist; durch mündliche IEllklärunrg Vlor drei Zeugen. 
Dann ist noch ein Seetestament ,aIs beoonderes 
Nottes1lament vorgesehen. 

, AlBe diesenoOttes1lament,arischen VerfüO'ungen 
h,aben nur zeitlich lbedingteGültiigkeit, ,daß heißt, 
Sle treten ,drei Monate nach der :Enichuing, 
wenn Ider Etih1<asser noch lebt, ,außer Kraft. . 

Diese iRegelung. wit1d den Er.f.ordernriss·en der' 
!Beviö,likerung 'Öster~eichs und ~~.sbeso'ndereder 
,alpen'län'dischen Bevölikerun'g nicht gerecht. Das 
fru'here österreichischre Recht hatte ein schrifr­
,liebes Testament v.or drei Zeugen statuiert und 
ein mün,dliiches Tesvament ebenf.alis Vlor dr,ei 
Zeug'en. Dies,es ,schriftliche Testament konnte v.on 
ei,ner :anderen ,P,erlion geschrieben sein und mußte 
vom ErbIasser nur 'eigenhändi'g unterschrieben 
werden. . 

Die gel"in'ge Schreilbfertigkeit Ider österreichi-' 
schenBev,ölikerung, i'nsbesoOnrde'reder ,a,lpenlän,di­
sch·en 'B:evöbkerung, Jerne,r Idie UnibehoOHenheit 

,a;lter Leute im Schreiben berwirlkt, daß sich diese 
,der iForrn des eigenhändig -geschriebenen und 
unterschriebenen Testame,ntes rflarktisch n'icht oe­
,dienen könneh. Jetzt bLeibt ilhnen mich der ,der~ 
zeiti'g noch Igül tigen Regeihmg in den ordentlichen 
F.ormen nur das Nooar- und ,das Richt,ert,est,ament, 
Dies ibewiJ.1kt, daß letztw~Hige A~.ordnung.en viel­
f,ach untdble'iben. Die Einführunrg Ides deutsch:e'll 
T:estamentsg,esetZJe5 ;hat eiben lauf die B·edür:fnils6e 
,der österreichischen !Bevölkerung Ikeine RJÜcksicht 
'gen.ommen: IDi'e EinJführung des schrilftJichen 
Drei-Zeugen-Testamentes ist c,inunlbedingtes' 
Erf.ol1dernis, ,.' • 

[),~zu kommt n.och, ,daß viele. Not,ar,i,ate derzeit 
durch Maßr<egelung von Notraren unlbesetzt !>ind, 
wie ;mim lBei.spiel in. der sü1dIiche'n Weststeiermal"k, 
W.o v.on rEibis'WIald ibis einsch'Heßlich S1lainz aUe 
Notal"C vom [)~enst wspendiert 'sind. Es wäre 
sicher ~n ü1berreinstimmung mit den Intere:s.s,en 
,der cB~vÖ,~kerung, ~nn man'~an Orten, wo kein 
N01lar seinen !Sitz hat, ,aber ,ein Rechtsanw,alt 
seinen B~ruf ,ausüht, vor diesem 'ein Testament 
,wie V10reinem Notar errichten könnte. 

iEine Refo.rm des Tesnament'srechtes, insbeson­
deroe ·durch Vel1Inehrung ,d~r .ol'deiltlichen .. Te$tla­
mlentlSfOl1men, ,ist eine g,esetztechnisch relativ un-
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schwie6ge Angelegeniheit, rda Ider frühere Reclits­
zustand, wie er vor dem März 1938 war, k'aum 
geändert zu 'weroen br,aucht. Der !bek,annte 
Juri'st iDr. He'inrich Klang, Universitätsprofessor 
in Wien, hat sich in Jl,achzeitschriftenauch rn'it 
dieser Reform lSchon !beschäftigt. _ 

Die rückwirikende Gehung dieses Gesetzes ab 
1. März 1945 ist deshalb vorgesehen,' weiJ nach 
dielSem Tag,e der Einmarsch de.,r allüc'r,oen Truppen 
erlfolgt ist. Eine der ersten Handlu!).gen ,der 
AUü,e'ften w,ar e's nun, die Ungültigrkeit ,dler 
Na.zigesetze und die 'Wie;der,eirufü1hrung des vor 
der :Beser.zung 'gJeltenden Gesetz.es zu prokla­
mieren. Zum iBeispiel: Bef.e1hl 1 ,des Marschall 
To~buchi,n, ,dessen Armee als erste ,die' öster­
reichi,sche Gr,e,nze überschritt. A'llS diesem Grund;e 
war ein großer Teiol ,der ösoerreichischen BevöI­
kerung ,der Ansicht, daß ,auch ,auf dem Gebiete des 
Testamentsrechtes wie'der ,die',alt·en Bestimmungen 
des österreichischen Gesetzes in Kraft lStelhe'n, 
un'(eswurden deshatb wiederhol,t ungültige letzt­
willige Verlfügungen verif,aßt. Die Zahl dieser 
Testamente ist ·eine sehr berdeuoende, und e~ 
wür.de ,dem Grun,ds'atz, ,den ausgesprochenen 
W<iUen <des iEriblassers zu respektieren, wider­
sprechen, wenn del)arti-g,e V,erfügungen nunmehr 
a,us form~Hen' Gründen 'tmgülüg wären. Aus 
diesen Gründen mußte die lRückwirkung 'des 
Gesetzes angeordnet 'Werd'c'n, ohne Rücksicht da­
rauf, ob die Einantlwortun'g schon erfolgt j,st 
oder nicht. '. 

Der Justiz,ausschuß hat nach einer längeren 
Debatte, in der :außer ·dem !Berichterstatter di·e 

Wölf1er 
Berichterstatter. 

Abg,eor1dneten Dr. Tos c h ,a rcl e ik, :Dr. G s eh n i t.­
ze;r, Dr. M a rg'a r e th,a, M,ark, Dr. S eh eff 
'und iDr. Pi t t·e r m ,a n n, 'ferner ,der 'BundelS­
minister für Justiz iDr. G ,e r ö und 'der Prä6i,dent 
des OberstenlGerichtshoks Dr. S t r 0 bel e da, 
IWort erg,riffen, :die Regierungsvorlage unver­
ändert 'angenommeq. 

Damit erscheint auch der Initi,ativ,antmg !der 
Aibgeondneoen W ö 1 f I er und Genossen (45/A) 
,erled~gt. -

Der Ausschuß ,vetk,enm nicht,dQß das wit,der 
in Kraft tretende österreichisch,e Tesoamentsrecht 
eine Reihe von ver,alteoen oder mangelhaften 
lBestimmungen aUlfwlCwt (zum iBeispiel § 573, 591 
AiBGB.). Wenn er trotzdem für unveräl1idert'e: 
Annahme ;der R,egieru~'gs'vorl1l~g,e ,eintritt, so ,aus 
den in ihrer lBegründung langegebenen Erwägun­
gen . .Außer,dem hegt er di,e überzeugung, ,daß 
manche ZJWdfdlos,en Fortschritoe der Zwischen­
zeit von de'r ,Pr,axis fesogehaloen 'weTden können, 
da si,e mit dem Wortlaut des ABGiB. vereinbar 
sind; so in der iFrlage der Unoerzeichnung des 
'eig'enhän·4igen Test'aJment~s und ,der Niederschrift 
des eigenhändigen gemeinschaftlichen Testa­
mentes. 

Der JUlstiz,ausschuß .stellt somit ,den An t r Q g, 
der Naüonalnat wolle ,dem von der iBundes­
regierung vorge'legt,en Ge,setzentwurf (258 ,der 
IBeil<ligen) die verrf,assungsl!lläßig'e Zu'St,immung 
erteilen. 

Wien, 9. Dezemhe,r 1946. 

Dr; Scheff 
• Obmann. 
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